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Die Schweiz und die Uebereinkommen
der internationalen Arbeitskonferenz.

Von Charles Schürch.
II.

Wir haben im ersten Teil unserer Arbeit * die auf Grund der
internationalen Uebereinkommen von Washington erzielten
Ergebnisse dargestellt. Es verbleibt uns die Aufgabe zu untersuchen,
was aus den Beschlüssen der späteren Sessionen der internationalen
Arbeitskonferenz geworden ist.

In Genua 1920.

Die Konferenz von Genua sollte die Grundsätze, die in
Washington für die Arbeiter in der Industrie angenommen worden
waren, auf die Seeleute zur Anwendung bringen. Sie war die erste
Konferenz dieser Art für die Seeleute. Sie sollte vor allem eine
Beschränkung der Arbeitszeit auf 8 Stunden pro Tag und 48 Stunden

pro Woche beschliessen. Dieser Vorschlag scheiterte aber am
hartnäckigen Widerstand der Reeder. Der Entwurf zu diesem
Uebereinkommen erhielt zwar an der Arbeitskonferenz eine starke
Mehrheit, es fehlte aber eine Stimme zur Erreichung der erforderlichen

Zweidrittelmehrheit. Zwei andere Uebereinkommen wurden
von der Konferenz angenommen: das eine betrifft das Mindestalter

der Kinder für die Zulassung zur Seeschiffahrt, das andere
die Arbeitslosenunterstützung für schiffbrüchige Seeleute. Sie
finden somit lediglich auf die Seeschiffahrt Anwendung und berühren
die Schweiz nicht.

Von den Beschlüssen dieser Konferenz finden nur zwei
Empfehlungen auf unser Land Anwendung: die eine betrifft die
Beschränkung der Arbeitszeit in der Fischerei, die andere die
Beschränkung der Arbeitszeit in der Binnenschiffahrt.

Die Fischerei ist für uns nicht von grosser Bedeutung und sie
scheint im allgemeinen ohne bezahlte Arbeitskräfte ausgeübt zu
werden; eine Regelung der Arbeitszeit erscheint deshalb
ausgeschlossen. Anders verhält es sich mit dem zweiten Vorschlag
betreffend die Arbeitszeit in der Binnenschiffahrt. Die Schweiz
unterscheidet in ihrer Gesetzgebung zwei verschiedene Arten von
Schiffahrt: die konzessionierten und die nicht konzessionierten
Unternehmungen. Diese sind die weniger bedeutenden und sind
der Aufsicht der Kantone unterstellt. Jene unterstehen der
Kontrolle des Bundes.

Die Dauer der Arbeitszeit in den konzessionierten Betrieben
ist bestimmt durch das Bundesgesetz vom 6. März 1920 betreffend
die Arbeitszeit bei den Verkehrsanstalten, das den Grundsatz des
Achtstundentages anerkennt, den die Motion Rothpletz heute wieder

beseitigen möchte.
* « Gewerkschaftliche Rundschau », Januar 1927, Seite 8.
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geschehe Regelung \»5*E^*3jl&&*** ^des-der Gesetzbestimmungen über KSt H ^T*^"8werbe vorgenommen werden. Wann ÖSÄKäÖ ^
In Genf 1921.

Genu^fürTet^ch^hrt Z"*?*" '"/« Ind»8trie ™d -Jahre 1921 i„ G^ tili 2^!°^7^^ Waren' «^ ™
Anwendung finden Die Kil,™ a

L*ndwmschaft entsprechende
schienen ÄKÄImE df 8cbwe"erischen Landwirtschaft
ihren Klagen als Wfoohr Hi™t T "nd der Bu»desrat, der
Erfolg - vom VeSungLtT' ;eilan^? ~ wenn auch ohne
er möge die ^SSSSS^^Sr^t^T*der Konferenz absetzen oder si- d™£ „• j er Tagesordnung
Beratung zurückstellen mindestens zu einer späteren

franzolIrS^iernn'g SaKnori8Chen "S*™* d~ ™ d-
geträgen wurdeV ha^keinÄ fT*" "nd, TOr *» Konferenz
des Achtstundentages arfsnäf. g! TT**1 wurde die Frage
schliesslich vor den Internatfn^l ve™h<>I>en. Diese Frage kam
von Frankreich bestrittetKom^ ^"^f101 im H**g, der die
amtes anerkannte

Kompetenz des Internationalen Arbeits-

franz^rR&i "ermo^T "f* ^hese der
gunsten der von der KonTr^r "^ aber kei°eswegs zu-
und VorscUäge un^„stinl^ n %n°mmenen UeWinkommen
stellen zn kö4en ™dt F^ ?5 Bunde8rat war glücklich, fest-
der Frauen iHXÜ&£3£?& bTeT^end die Nachtarbeit
betreffend das MmdestälterÄJr", Uebe™^°">mensentw„rf
Arbeiten, die Emttfelaun*Ä ff 5^der»?U ^wirtschaftlichen
»nd der Jngendhchen i^der S • dleu^achta*eit der Kinder
Empfehlung betreffend die S^lf?^ Und 8cbJiesslich die
der l*ndw4chafu" n7n JdJÄ ^U^^-erhältnis«,der Kantone fielen, und wenn^m^ v ^8*zg°°™gskompetenz
nahmen zur BekämnIWT ^m der Vorschlag betreffend
Massschaft keine ande^MTsnlmet^rft " der Landwi«-
die bereits gegen d"e ArS ^V^~derhch erscheinen liess als
darf man doTnut LÄeeK^ *?'^T™» «««*»»»!
des Bundesrates staune™ Äta^Z^r*™ J01^^
einkommens betreffend AiTr •

e Ratlftkation des Ueber-
tionsrechtes für die landtÄfTv^ ?l° Veieiae' »°d Koali-
Weil dieses Recht in^ 56 Ä^ AAfta ^^*en liess.
ist, verzichtet der Bundesrati d£rfBunde8ve.rf**«°g gewährleistet
einkommen zuzustimmen* DiV ' W i!™6"1 rernationalen herüber

dem UebereinkZmenJf? « ?°f' ebenso wie die gegen-
«ag in den aÄCttSSSL^ "™b-dic»en Ruhe-
78 Unternehmungen eingenommene, zeigt



besser als alles andere, wie wohlwollend man in unseren oberstenBehörden dem Werk der internationalen Arbeitsgesetzgebung
gegenübersteht, trotz den gegenteiligen Versicherungen, die manhei bestimmten Gelegenheiten glaubt aussprechen zu müssen. VonWashingtoner Beschlüssen nahm man nur die an, die in ihrenGrundsätzen bereits in unserer Gesetzgebung verwirklicht waren.
jTv iT1-\mr? nwht Je,iDmal mehr die erkennen, in denen dasder Fall ist. Die Wandlung ist auffallend.

Hinsichtlich des Uebereinkommens betreffend den wöchent-hchen Ruhetag suchte man sich der Ratifikation vor allem unterBerufung auf Artikel 405 des Versailler Vertrages zu entziehen,welcher vorsieht, dass für Föderativstaaten ein Uebereinkommen
lediglich als Vorschlag Geltung haben kann. Der Versuch schei-terte dank des entschlossenen Widerstandes des InternationalenArbeitsamtes das sich gegen eine solch missbräuchliche Anwendung

des fraglichen Artikels auflehnte.* Wenn diese Interpretationzugelassen worden wäre, wäre es mit den Ratifikationen durchdie Schweiz Schluss gewesen lind die Folgen wären durch diese
Präjudizierung für andere Staaten noch bedeutend schlimmer
gewesen, namentlich für Deutschland. Der Vertreter der Regierunghat an der Konferenz selbst erklärt, dass er an seinem Standpunktnicht festhalte, sondern dass im Gegenteil das Studium dieser Frageunverzüglich erneut aufgenommen werde, um womöglich eineRatifikation herbeizuführen. Wir; nehmen diqse Erklärung
entgegen und erwarten mit Ungeduld ihr Ergebnis.

* ^ndff, BlschlÜ88e die8er landwirtschaftlichen Konferenz wartenebenfalls ihrer Aufnahme durch den Bundesrat: der Vorschlagbetreffend den Schutz der in der Landwirtschaft beschäftigtenFrauen vor und nach der Niederkunft; der Vorschlag betreffenddie Sozialversicherung in der Landwirtschaft und das Uebereinkommen
betreffend Unfallentschädigung in der Landwirtschaft.Uie Losung dieser Fragen hängt davon ab, in welcher Weise die

analogen Fragen m der Industrie gelöst werden, von denen weiteroben die Rede war.
Der Entwurf eines Uebereinkommens betreffend das Verbotder Verwendung von Bleiweiss im Malergewerbe liegt gegenwärtigZUm Studium koi™ 17^1» A-l—** ^ e 6 gcuwaiugO -^-T.^^ua M.JLKM. J.«

zum Studium beim Eidg. Arbeitsamt.
* *

Auf die Beschlüsse der späteren Arbeitskonferenzen möchten
wir hier nicht eintreten; wir halten dafür, dass unsere obigen
Ausführungen zur Genüge erkennen lassen, dass wir noch weit von dem
Zeitpunkt entfernt sind, da sich die schweizerische Regierung
entschlossen an die Spitze der internationalen Bewegung für gesetzlichen

Arbeiterschutz stellt. Die schweizerische Arbeiterbewegungwird daraus auch die Notwendigkeit ersehen, einen energischenVorstoss zugunsten der Anwendung der Beschlüsse von Genf in
* Vergl. « Gewerkschaftliche Rundschau », Nr. 9, 1926, Seite 128.
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unserem Lande zu unternehmen, damit wir nicht die Allerletzten
sind, die es tun.

Die öffentliche Meinung muss sich mit diesen Angelegenheiten
erneut befassen, haben wir in unserm Artikel im Januar
auseinandergesetzt. Sie imuss ihren Willen kundgeben, dem bornierten
Egoismus gewisser einzelner Interessengruppen, dem man in den
Kreisen der eidgenössischen Behörden allzu willig Gehör leiht, die
Notwendigkeit entgegenzustellen, dass die Schweiz ihren Platz
unter den fortschrittlichen Nationen wieder einnehme, den sie
ehedem innehatte und der ihr nicht nur die Achtung der andern Länder,

sondern auch ihre industrielle Blütezeit eintrug.

Das deutsche Arbeitsgerichtsgesetz.
Von ClemensNörpel, Berlin.

Nach jahrelangen, teilweise sehr heftigen Auseinandersetzungen
zwischen den Arbeiter- und Angestelltengewerkschaften aller

Richtungen mit den Unternehmern und den ordentlichen Richtern
sowie nach langwierigen parlamentarischen Verhandlungen

ist es nun doch gelungen, die Schaffung allgemeiner
Arbeitsgerichtsbehörden in Deutschland zu einem einigermassen
befriedigenden Abschluss zu bringen. Das deutsche Arbeitsgerichtsgesetz
vom 23. Dezember 1926 tritt, soweit es sich um die Massnahmen
zu seiner Durchführung handelt, mit dem Tage der Verkündung
in Kraft. Im übrigen werden die neuen Arbeitsgerichte ihre Tätigkeit

voraussichtlich am 1. Juli 1927 aufnehmen.
Unter Berücksichtigung der Bedeutung, welche die deutsche

Wirtschaft innerhalb der Weltwirtschaft hat, und unter weiterer
Berücksichtigung der Bedeutung, die der deutschen Arbeiterbewegung

innerhalb der internationalen Arbeiterbewegung zukommt,ist es wohl bestimmt auch für die Arbeiterklasse der anderen Länder
von Interesse, einiges über die neuen deutschen Arbeitsgerichtsbehörden

zu erfahren.
Es kann vorweg besonders darauf verwiesen werden, dass die

Ausgestaltung des deutschen Arbeitsgerichtsgesetzes in einer Weise
vorgenommen worden ist, die heute bestimmt noch in keinem
anderen Lande der Welt in dieser erschöpfenden und die Mitwirkung

der Arbeiterklasse sichernden Form besteht. Daher ist esnicht ausgeschlossen, dass das deutsche Arbeitsgerichtsgesetz
anderen Ländern als Vorbild dienen kann.

Die deutschen Arbeitsgerichtsbehörden setzen sich aus
Arbeitsgerichten (1. Instanz), aus Landesarbeitsgerichten (2. Instanz fürdie Berufung) und aus dem Reichsarbeitsgericht (3. Instanz fürdie Revision) zusammen. Ein lückenloses Netz von Arbeitsgerichten

mit einem innerhalb der Arbeitsgerichtsbehörden abgeschlossenen
Instanzenzug wird geschaffen. Mit den ordentlichen Ge-
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